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:;.ult uz£öjyJäS 

iip'Bro^or^Bürgcr^ehaft bewilligte 36 Mill. D-Mark für den Wahnungpbau, 
nachcloi^-o&itlicHQ »raktJLonon sich für eine   schnelle,  umfangreiche und 
billige Wohnräume Schaffung ^V-Sgosprochon hauten, pio C^rakxion be- 
antragte  eine möglichst  starke Förderung der privaten fo3a:ibautätigfccxl^ 

Kujynirp^litik 

Auf' der"Landeökonf oronz der CDU-hosscns in Korb ach teilte Minister# 
Dr. Hilpert nlt,  dass der Erlass eines alliierten Pressegesetzes xur 
die Lizone unr-iittelbar bevorstehe,. 

^^c)itll^SÄ|gwe&e^. 

Dor'zentraibankrat der Länder sprach sich für die Aufrechterhaltung^der 
Kreditbeechränkung aus,.sagte aber eine großsatigige Kananabung der nre~ 
ditsperrc für die Flüchtlingsbetriebe  zu. 

der Junten Union von ITordrhein-Y/est- 

gehende Unterstutzung der bereits bestubendon Bol^othxlfowopKci der 
Jugend durch Staat, Wirtschaft und Bürgerschaft. 

Ir  einer stark besuchten Mitglioder-v-ersarmlung dor Jungen Union In 
Broiior wttrcTb dor bisherige Kreisvorsitz ende Anton Baetaann eins Jirnsiig 
wiedergewählt« Dr.  Jiübbert sprach in einen ausgozoi ohne ten Vortrag 
über die Wandlung in der Y/oltv/irtochaft« 
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JDÜ und Landwirtschaft 

Der lanowirteähaitliche Ausschuss der CDU ITorä-ffurttemberg hat  aux   sex- 
npi- letzten Arbeitstagung in Stuttgart die agrarpQlxtxsohen Probleme 
der ae^enwart eingehend beraten« Der Ausschuss vertritt, die Auffassung, 
aass die Zwangswirtschaft in Rahmen des Möglichen planmassig uiid syste- 
matisch abgebaut werden muss, Die wichtigste Aufgase sieht er in aer 
Herstellung der Rentabilität und Sicherung der Eonkurrenzfahxgkeit aer 
Swxrtschaft durch grössimögliche Steigerung der Produktxon auf dem 
Were aer Förderung aller Methoden der Rationalxsxerung aer einzelnen 
Betriebe wie auclv aer gesamten Lanawirteohaft,  auf aem Gebiete aer Vieh- 
Wirtschaft,  des  Ackerbaues,  der Mechanisierung aer landwirtschaftliche.;. 
Arbeit    des Obstbaues und der Geflügelzucht« Die Durchführung dieses_ 
PrograrLes erfordert darker hinaus  einen zielbewussten una planmassigen 
Ausbau des Genoss ens cliaf ts?;eseno. 
um dieses Siel zu erreichen, hält der Ausschuss aine grosszügige Auf- 
klares- und Bsratungsaktion für erforderlich, nicht zuletzt erachtet 

i aer Ausschuss kreditpolitioche nassnahmen für dringend nötig,  um die 
notwtnflige Reform der bäuerlichen Betriebsiührung durchführen zu können. 
Hur zusJmien mit der Steigerung der Rentabilität der Landwirtschaft 
kann auch das  ernste Problem der Landaroexterfrage bexixed.xgena ge- 
löst werden! Die Landwirtschaft muss die Möglichkeit erhalten,  ihre 
Arbeiter besser zu entlohnen und ihnen bessere sozxale und kulturelle 
Lebensbedingungen zu schaffen. 

Kußur^oUijljlk    ' 
Minister Zinn auf dem Kriegspfad 

Per hessische Justizminister Georg A„  Zinn hat auf einer_SBJ-Y/ahlkuna- 
'•ebun*  in Rorbaeh  es  als   «unverantwortlich«  bezeichnet,   in  einer üexv, 
da man bemüht sein müsse,.nicht noch mehr Schranken im Volke aufzuric1  
ten, die Eonfessionsschulo aufzubauen* Minxater Zinn nahm ÖJiit zuaei 
Haltung der CDü/CSÜ Stellung,   die  in. Bonn die Anerkennung des Eechtos 
a'er Eltern,  den Schul Charakter zu bestimmen,  geforaert haben». 
Als 'treuer Gefolgsmann der hannoverschen Bciohlszcntrale hat der 
SED-Minister sich als Vertreter jenes ubero&tonten Staatsoenhens  aufge- 
spielt,  aas auf  die Vergewaltigung ä.er freien GewissenscntscheicUmg^dcr 
Eltern hinausläuft, Es  ist  erschütternd,   dass  alle Erfahrungen in einen 
totalen Staat auf- dem Gebieteaer Erziehung und der grauenvolle An- 

•schauungsunterricht  in der Sowjetzone so v/eniggciruchoet haben. L.x.L 
erschüttert, zu  schon,  dass Kreise,  die wahrend des UazisccÄbOS Bios g>-, 
totSltäre äaektansnrüche zur-Wehr setzten    den damals verurteilten 
^taatsanipruch'sic^za eigen machen. Dieselbe* Kreise.  "e eil J«ge 
nicht genug darin tun körnen,  der Rirche Einmischung in die Politik 
und totalitäre Bestrebungen vorzuwerfen, haben vorgestern derselben 
Kirchs - wem auch zu unrecht  - vorgeworfen,  dass  sie zur Lazis.it ge- 
gen den totaler Ungeist der Unauläsamkeit geschwiegen habe    Dieselben 
Kreise, die für jeden Verein und für jede Gewerkschaft in Anspruch 
nennen    Küfer demokratischer Rechte  zu sein,  wollen einer kulturpoli- 
tischen Institution das Recht vorenthalten;   sich um die Angelegenheiten 
aes Gewissenozu bekümmern» Es sind  immer aieselben,  die sxch anmassen, 
aarüber zu befinaen, was andere su tun mad  zu lassen haben. Es wa...e 
zuviel verlangt,  von solchen Kreisen soviel ToReranz und demokratische 

~ i~" 
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Gesinnung zu erwarten,  dass  sie den christlichen Eltern das unentäusse 
liehe Recht zucrkönnen,  darüber zu befinden, welchen Charakter die _ 
Schule haben soll,  die ihre Kinder besuchen sollen. Vier zeigen sich d  , 
Aniänpe  ei er totalitären Entwicklung,  gegen die aich'die christliche 
Elternschaft mit aller Entschiedenheit zur »/ehr setzt. 
Hit welchem Naohdruok die christlichen Eltern das natürliche Recht der 
Gewissensfreiheit fordern,  dürfte der Aufmerksamkeit des  sozialdeflio- 
kartischen Justizministora Zinn sotairerlich entgangen öein, Es durfte 
ihn also auch nicht unbekannt .göblieben sein, dass allein in Bayern 
600 000 Eltern die Anerkennung ihres Rechtes lordertonj  lOieinhessen hat 
rund 200 000 Unterschriften im gleichen Sinne angebracht. Katholiken- 
ausschüsse und Synodalbesehlüsse erheben allenthalben ihre Stimme im 
Hamen der christlichen laienwclt.  Sahireiche Gemeinderate  einschließ- 
lich der SPD-Vertreter richteten Eingaben.an den Parlamentarischen Rat. 
In Küri-iberg,  das voii.der SED so gerne als Hochburg bezeichnet wird, 
und wo die CSU bei den letzten Wahlen von 15  auf  7 Stadtverordnete 
zurückfiel,   erhielt  die voll der SEE,  EED und FDP    gesetzte Eiste fur 
lie Wahl der Elternbeiräte 128 Vertreter, während die  evangelisch» 
katholische Eiternvcreinigung nicht weniger als 124 Vertreter ernielt. 
Hier wie überall erweist  sich,  dass  selbst eingeschriebene Mitglieder 
SiJVoMtische Eunktionäre der SED,  der liberalen und  selbst der KoniBU- 
Sstif in cfo Vra en des Elternrechts nicht der Eekttin, ihrer Parteien, 
soridörn der Stitamö ihres Gewissens und dem hue ihrer Kirche gefolgt 
sind. Minister Zinn bözoichnetedas als"unveraiix\7ortlxch.'! 
Eiose unleugbare Tatsache ist es, die die Demokraten vom.Schlage fies 

-ich schon in  solohon geschichtliehen Anspielungen Gjfallt,  dann hatte 
11 g^cffÄSüßon sollen,  dass dieser Kampf selbst fur den »Eisernen 
Kanzler»  keinen rühmlichen Ausgang genommen hat. 
Das letzte  wärt  über das Erziehungsrecht der christlichen Elternschaft 
ist  auch  in Born noch nicht gefallen.,  Die  SI^ mitsamt_ihren Trabanten 
aus  dem La-er der :<H)  und der H)P wird   sich damit  abfinden müssen,  dass 
das  christliche Volk aus Gründen des Gewissen und der Überzeugung. seine 
Hechte verteidigen wird,   auch wenn dadurch   dem hessisenen Justizmim- 
ster Zinn das Konzept verdo:r~ren wird* 
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